
§ 2 Abs. 6 Nr. 8 KWG (Ausnahmeregelung Investmentfonds)  

(6) Als Finanzdienstleistungsinstitute gelten nicht 

1. die Deutsche Bundesbank;   
2. die Kreditanstalt für Wiederaufbau;   
3. die öffentliche Schuldenverwaltung des Bundes, eines seiner Sondervermögen, eines Landes 

oder eines anderen Staates des Europäischen Wirtschaftsraums und deren Zentralbanken;   
4. private und öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen;   
5. Unternehmen, die Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 ausschließlich 

innerhalb der Unternehmensgruppe erbringen;   
6. Unternehmen, deren Finanzdienstleistung für andere ausschließlich in der Verwaltung eines 

Systems von Arbeitnehmerbeteiligungen an den eigenen oder an mit ihnen verbundenen 
Unternehmen besteht;   

7. Unternehmen, die ausschließlich Finanzdienstleistungen im Sinne sowohl der Nummer 5 als 
auch der Nummer 6 erbringen;   

8. Unternehmen, die als Finanzdienstleistungen für andere ausschließlich die Anlageberatung 
und die Anlage- und Abschlussvermittlung zwischen Kunden und 
a) inländischen Instituten,  
b) Instituten oder Finanzunternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen 
    Wirtschaftsraums, die die Voraussetzungen nach § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 erfüllen, 
c) Unternehmen, die auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 53c gleichgestellt oder  
     freigestellt sind, oder 
d) ausländischen Investmentgesellschaften betreiben, sofern sich diese 
Finanzdienstleistungen auf Anteile an Investmentvermögen, die von einer inländischen 
Kapitalanlagegesellschaft oder Investmentaktiengesellschaft im Sinne der §§ 96 bis 111 des 
Investmentgesetzes ausgegeben werden, oder auf ausländische Investmentanteile, die nach 
dem Investmentgesetz öffentlich vertrieben werden dürfen, beschränken und die 
Unternehmen nicht befugt sind, sich bei der Erbringung dieser Finanzdienstleistungen 
Eigentum oder Besitz an Geldern oder Anteilen von Kunden zu verschaffen, es sei denn, das 
Unternehmen beantragt und erhält eine entsprechende Erlaubnis nach § 32 Abs. 1; Anteile an 
Sondervermögen mit zusätzlichen Risiken nach § 112 des Investmentgesetzes gelten nicht 
als Anteile an Investmentvermögen im Sinne dieser Vorschrift; 
 

9. Unternehmen, die, ohne grenzüberschreitend tätig zu werden, Eigengeschäfte an 
Derivatemärkten im Sinne des Absatzes 1 Nr. 8 betreiben und an Kassamärkten nur zur 
Absicherung dieser Positionen handeln, Eigenhandel oder Abschlussvermittlung nur für 
andere Mitglieder dieser Derivatemärkte erbringen oder als Market Maker im Sinne des § 23 
Abs. 4 des Wertpapierhandelsgesetzes im Wege des Eigenhandels Preise für andere 
Mitglieder dieser Derivatemärkte stellen, sofern für die Erfüllung der Verträge, die diese 
Unternehmen schließen, Clearingmitglieder derselben Märkte oder Handelssysteme haften; 
   

10. Angehörige freier Berufe, die Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 
bis 4 nur gelegentlich im Rahmen eines Mandatsverhältnisses als Freiberufler erbringen und 
einer Berufskammer in der Form der Körperschaft des öffentlichen Rechts angehören, deren 
Berufsrecht die Erbringung von Finanzdienstleistungen nicht ausschließt;   

11. Unternehmen, die Eigengeschäfte in Finanzinstrumenten betreiben oder 
Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 nur in Bezug auf Derivate 
im Sinne des § 1 Abs. 11 Satz 4 Nr. 2 und 5 erbringen, sofern  

a)sie nicht Teil einer Unternehmensgruppe sind, deren Haupttätigkeit in der Erbringung von 
Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 oder Bankgeschäften im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2, 8 oder 11 besteht, 
  

b)diese Finanzdienstleistungen auf Ebene der Unternehmensgruppe von untergeordneter 
Bedeutung im Verhältnis zur Haupttätigkeit sind und 
  



c)die Finanzdienstleistungen in Bezug auf Derivate imSinne des § 1 Abs. 11 Satz 4 Nr. 2 und 
5 nur für Kunden ihrer Haupttätigkeit im sachlichen Zusammenhang mit Geschäften der 
Haupttätigkeit erbracht werden, 
  

12. Unternehmen, deren einzige Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 der Handel 
mit Sorten ist, sofern ihre Haupttätigkeit nicht im Sortengeschäft besteht; 
   

13. Unternehmen, soweit sie als Haupttätigkeit Eigengeschäfte und Eigenhandel mit Waren oder 
Derivaten im Sinne des § 1 Abs. 11 Satz 4 Nr. 2 im Bezug auf Waren betreiben, sofern sie 
nicht einer Unternehmensgruppe angehören, deren Haupttätigkeit in der Erbringung von 
Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 oder dem Betreiben von 
Bankgeschäften nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2, 8 oder 11 besteht; 
   

14. Unternehmen, die als einzige Finanzdienstleistung Eigengeschäfte oder Eigenhandel 
betreiben, sofern sie nicht 
  

a)an einem organisierten Markt oder in einem multilateralen Handelsystem kontinuierlich den 
Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten zu selbst gestellten Preisen anbieten oder 
  

b)in organisierter und systematischer Weise häufig für eigene Rechnung außerhalb eines 
organisierten Marktes oder eines multilateralen Handelssystems Handel treiben, indem sie ein 
für Dritte zugängliches System anbieten, um mit ihnen Geschäfte durchzuführen; 
  

15. Unternehmen, die als Finanzdienstleistung im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 ausschließlich die 
Anlageberatung im Rahmen einer anderen beruflichen Tätigkeit erbringen, ohne sich die 
Anlageberatung besonders vergüten zu lassen; 
   

16. Betreiber organisierter Märkte, die neben dem Betrieb eines multilateralen Handelssystems 
keine anderen Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 erbringen.  

Für Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 und 4 gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes insoweit, als sie Finanzdienstleistungen erbringen, die nicht zu den ihnen 
eigentümlichen Geschäften gehören. 

  
 


